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ENTWICKLUNG  DES  GENOSSENSCHAFTSWESENS 

IN  DEUTSCHLAND 

VON 


Dr.  EDGAR  LOENING 

OKDENTL.  PROFESSOR  DER  RECHTE 


Hochansehnliche  Versammlung ! 
Werte  Kollegen! 
Liebe  Kommilitonen! 

Am  heutigen  Tage  vereinigen  sich  Lehrende  und  Lernende  aller 
preußischen  Hochschulen  zu  einer  festlichen  Versammlung,  um  den  Geburts- 
tag unseres  all  ergnädigsten  Herrn  und  Königs,  Sr.  Majestät  des  deutschen 
Kaisers  Wilhelm  IL,  zu  feiern,  um  unserem  Herrscher  und  Schirmherrn 
unsere  ehrfurchtsvollen  Glückwünsche  und  unseren  Dank  darzubringen.  Wir 
verehren  in  ihm  den  machtvollen  Friedensfürsten,  der  sein  ganzes  Leben, 
getreu  dem  Vorbilde  seiner  großen  Ahnen,  dem  Staate,  dem  Vaterlande, 
dem  Volke  weiht,  der  mit  derselben  unermüdlichen  Tatkraft  und  Umsicht 
unserem  deutschen  Vaterlande  gegen  jeden  Angriff,  woher  er  auch  kommen 
mag,  Schutz  verleiht,  mit  denen  er  das  Fortschreiten  des  deutschen  Volkes 
auf  den  Bahnen  des  wirtschaftlichen  Wohlstandes  wie  der  sittlichen  und 
geistigen  Freiheit  fördert.  Auch  die  preußischen  Universitäten,  die  er  selbst 
als  die  obersten  Bildungsstätten  des  Landes  bezeichnet  hat,  haben  in  immer 
steigendem  Maße  durch  seine  landesväterliche  Fürsorge  und  seine  persön- 
liche Betätigung  nicht  nur  die  äußeren  Mittel  und  Einrichtungen  erhalten, 
die  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  bedürfen,  sondern  er  ist  auch  von 
der  Uberzeugung  durchdrungen,  daß  die  Freiheit  der  wissenschaftlichen 
Forschung  und  Lehre  die  unentbehrliche  Lebensluft  ist,  deren  die  Universi- 
täten nicht  entbehren  können,  wenn  sie  die  obersten  Bildungsstätten  des 
Landes  bleiben  sollen.  Unsere  Universität,  wie  sie  von  dem  ersten  Könige 
Preußens  gegründet,  durch  unzerreißbare  Bande  der  Treue  und  Dankbarkeit 
unserem  Königshause  verbunden  ist,  wird  allezeit  mit  Stolz  der  Anerkennung 
sich  bewußt  bleiben,  die  Se.  Majestät  in  der  Allerhöchsten  Botschaft,  die 
Sie  an  die  Universität  zu  ihrem  200jährigen  Jubiläum  richtete,  ausgesprochen 
hat  in  den  Worten:  „Unvergessen  wird  es  der  Universität  Halle  bleiben, 
daß  sie  zuerst  den  wesentlichen  Zusammenhang  und  die  fruchtbringende 
Wechselwirkung  zwischen  akademischer  Lehre  und  freier  Forschung 
klar  erkannt  und  damit  eine  Grundanschauung  zur  Geltung  gebracht  hat, 
welche  zu  einem  unantastbaren  Gemeingut  der  deutschen  Universitäten  ge- 
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worden  ist  und  deren  gegenwärtige  Eigenart  zu  einem  guten  Teile  ausmacht." 
In  diesem  Sinne  wußte  der  Kaiser  sich  einig  mit  dem  Manne,  der  fast  ein 
Vierteljahrhundert  lang  die  staatliche  Verwaltung  der  preußischen  Universi- 
täten leitete,  dem  er  vollstes  Vertrauen  schenkte  und  in  dem  er  einen  be- 
währten Ratgeber  hochschätzte,  mit  Friedrich  Althoff.  In  ihm  erkannte 
der  Herrscher  den  genialen  Staatsmann,  der  in  vollster  Uneigen nützigkeit, 
nur  dem  Könige  und  dem  Staate  dienend,  nicht  nur  das  Gewordene  zu  er- 
halten, sondern  überall  Neues  zu  scharfen  vermochte,  der  mit  weitem  Blick 
sich  hohe  Ziele  setzte  und  mit  klugem  Verständnis  für  die  realen  und  per- 
sönlichen Verhältnisse  alle  Schwierigkeiten,  die  sich  seinen  Bestrebungen 
entgegenstellten,  zu  beseitigen  oder,  wenn  erforderlich,  auch  zu  umgehen 
wußte.  Friedrich  Althoff  hat  mit  unvergänglichen  Lettern  seinen  Namen 
eingegraben  in  die  Tafeln,  auf  denen  die  Geschichte  der  preußischen  und 
der  deutschen  Universitäten  geschrieben  steht.  Er  war  erfüllt  und  beseelt 
von  dem  Bewußtsein,  daß  die  Pflege  der  Universitäten,  die  Pflege  der  Wissen- 
schaft zu  den  höchsten  und  edelsten  Aufgaben  des  Staates  gehört.  Er  war 
aber  auch  durchdrungen  von  der  Uberzeugung,  daß  die  Freiheit  der  Forschung 
und  die  Freiheit  der  Lehre  unantastbare  Güter  sind,  deren  Wahrung  die 
heilige  Pflicht  eines  jeden  Universitätslehrers  ist. 

Allerdings,  wo  viel  Licht,  da.  ist  auch  Schatten,  und  Althoff  wäre 
der  letzte  gewesen,  der  nicht  anerkannt  hätte,  daß  auch  er  manchesmal  sieh 
in  der  Wahl  der  Mittel,  die  ihn  zu  seinem  Ziele  führen  sollten,  vergriffen 
hätte.  Noch  schwankt  sein  Charakterbild  in  der  Anschauung  der  Gegen- 
wart. Noch  sind  manche  Vorwürfe  nicht  verstummt,  die  aus  sachlichen 
und  mehr  noch  aus  persönlichen  Gründen  gegen  seine  Verwaltung  erhoben 
werden.  Von  allen  Vorwürfen  ist  aber  keiner  weniger  begründet  als  der, 
daß  Althoff  die  geistige  und  wissenschaftliche  Freiheit  jemals  beschränkt 
oder  mit  bureaukratischen  Mitteln  zu  beeinflussen  gesucht  habe.  Wenn  einst 
die  Zeit  gekommen  sein  wird,  in  der  es  möglich  ist,  die  Geschichte  seiner 
Verwaltung  zu  schreiben,  dann  wird  es  zutage  treten,  wie  oft  er,  unerschrocken 
und  unermüdlich,  mit  allen  Hilfsmitteln  seines  erfindungsreichen  Geistes  für 
die  Freiheit  der  Wissenschaft  und  der  Lehre  gekämpft  und  gesiegt  hat.  Er 
war  allerdings  nicht  ein  Mann  einer  Partei,  weder  einer  politischen  noch 
einer  wissenschaftlichen  Partei.  Er  stand  im  wahren  Sinne  des  Wortes  über 
den  politischen  Parteien  und  über  den  wissenschaftlichen  Richtungen.  Sein 
leitender  Grundsatz,  dem  er  stets  treu  geblieben  ist,  war  es,  jeder  wissen- 
schaftlichen Bestrebung  die  Möglichkeit  ihrer  Betätigung  und  freie  Bahn  zu 
schaffen,  auch  wenn  sie  von  der  Auffassung  abwich,  die  jeweils  in  den 
Kreisen  der  Gelehrten  vorherrschte.    In  dieser  Freiheit  des  Geistes  war  er 


gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  wir  unter  einem  Bureaukraten  verstehen. 
Mit  frischer,  bei  ihm  ganz  selbstverständlichen  Unbefangenheit  setzte  er  sich 
über  alle  bureaukratischen  Formen  hinweg,  wenn  es  galt,  das,  was  er  für 
recht  erkannt  hatte,  durchzusetzen.  Freilich  konnte  er  auch  da,  wo  seinen 
Zwecken  bureaukratische  Formen  dienlich  waren,  sich  derselben  meisterhaft 
bedienen.  Aber  sie  waren  für  ihn  immer  nur  Mittel  zum  Zwecke.  In  seinem 
Amte  lebte  und  webte  er.  Unermüdlich  war  er  bestrebt,  Neues  zu  schaffen, 
Anregungen  zu  geben  oder  neue  Ideen,  die  ihm  entgegengebracht  wurden, 
zu  erproben  und,  wenn  sie  sich  bewährten,  ihrer  Verwirklichung  entgegen- 
zuführen. Keine  der  preußischen  Universitäten  gibt  es,  die  ihm  nicht  die 
Vermehrung  ihrer  Lehrkräfte,  die  Errichtung  neuer  wissenschaftlicher  In- 
stitute oder  die  bessere  Ausgestaltung  der  bestehenden  verdankt.  Mit  dem 
Minister  Friedrichs  des  Großen  v.  Zedlitz,  mit  W.  v.  Humboldt,  mit 
Altenstein  steht  Althoff  in  der  ersten  Reihe  der  Männer,  denen  Preußen 
den  Ruhm  verdankt,  nicht  nur  ein  Militärstaat,  sondern  auch  ein  Staat  der 
Wissenschaftspflege  zu  sein.  Aber  in  seiner  naturwüchsigen  Eigenart  nimmt 
er  auch  in  der  Reihe  dieser  Männer  eine  einzigartige  Stellung  ein.  Wohl 
darf  man  es  aussprechen,  eine  Persönlichkeit  wie  Althoff  hat  das  preußische 
Beamtentum  bisher  noch  nicht  gekannt  und  sie  wird  auch  nicht  wieder- 
kommen. „Nehmt  alles  nur  in  allem.  Er  war  ein  Mann.  Ihr  werdet 
nimmer  seinesgleichen  sehen." 

Die  preußischen  Hochschulen,  das  preußische  Volk  aber  darf  mit  Zu- 
versicht die  Hoffnung  hegen,  daß  der  freie  Geist,  in  dem  Althoff  die  Ver- 
waltung der  Universitäten  und  der  anderen  Hochschulen  geleitet  hat,  auch 
weiterhin  fortwirken  und  das  Unterrichtsministerium  beseelen  wird,  wenn  wir 
auch  wünschen,  daß  die  Schatten,  die  mit  seiner  großen  Persönlichkeit  un- 
trennbar verbunden  waren,  aufgehellt  werden  und  verschwinden  mögen. 

Wenn  Althoff  auch  in  den  Universitäten  die  vornehmsten  Pflanz- 
stätten der  freien  Wissenschaft  erblickte,  so  war  er  doch  ebenso  von  der 
Uberzeugung  durchdrungen,  daß  sie  bestimmt  sind,  dem  Leben  des  Staates 
und  des  Volkes  zu  dienen,  indem  sie  nicht  bloß  den  künftigen  Gelehrten, 
sondern  allen  denen,  die  zu  ihrem  Lebensberufe  einer  wissenschaftlichen 
Vorbildung  bedürfen,  diese  wissenschaftliche  Vorbildung  darbieten.  Er  er- 
kannte, daß  in  unserer  Zeit,  in  der  die  Wissenschaften  und  ihre  Anwen- 
dung auf  die  Lebensverhältnisse  eine  Erweiterung  gefunden  haben,  wie  kaum 
jemals  vorher,  es  auch  neuer  Einrichtungen  bedarf,  wenn  die  Hochschulen 
ihren  Aufgaben  gerecht  werden  sollen.  Und  wenn  ich  soeben  der  zuver- 
sichtlichen Hoffnung  Ausdruck  gegeben  habe,  daß  sein  Geist  in  der  Unter- 
richtsverwaltung fortwirken  werde,  so  darf  ich  als  auf  einen  Beweis  für  die 
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Verwirklichung  dieser  Hoffnung  darauf  hinweisen,  daß  die  Königliche  Stäats- 
regierung,  wie  sie  unter  A Ithoffs  Leitung  an  der  Universität  Göttingen  ein 
Seminar  für  Versicherungswesen  gegründet  hat,  ganz  in  seinem  Geiste  jetzt 
beschlossen  hat,  an  unserer  Universität  ein  neues  Institut  zu  begründen,  ein 
Seminar  für  Genossenschaftswesen,  eine  zentrale  Bildungsstätte  für  alle 
diejenigen,  die  künftig  an  der  Gründung  und  Verwaltung  von  Genossen- 
schaften sich  zu  beteiligen  oder  in  ihrem  Dienste  an  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Entwicklung  des  Volkes  mitzuarbeiten  berufen  werden. 

Es  wird  damit  unserer  Universität  eine  neue,  hochwichtige  Aufgabe 
zugewiesen,  deren  Erfüllung  nicht  einer  Fakultät  allein,  sondern  gleicher- 
weise der  juristischen  wie  der  philosophischen  Fakultät  obliegt. 

Die  Genossenschaften  haben  in  dem  letzten  Menschenalter  in  Deutsch- 
land eine  Ausdehnung  und  Entwicklung  genommen,  die  sie  zu  einem  der 
wichtigsten  und  wirksamsten  Faktoren  unseres  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Lebens  gemacht  haben.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  Genossenschaften 
in  der  allgemeinsten  Bedeutung  des  Wortes,  in  der  darunter  jedwede  Ver- 
einigung von  Menschen  zur  Förderung  gemeinsamer  Zwecke  verstanden 
werden  kann,  auch  nicht  um  alle  Genossenschaften  in  dem  Sinne,  in  welchem 
die  deutsche  Eechtswissenschaft  damit  selbständige  Personenverbände  be- 
zeichnet, in  denen  im  Gegensatz  zum  römischen  Rechte  dem  Verbände 
Rechte  und  Pflichten  gegenüber  den  Mitgliedern,  und  den  Mitgliedern  Rechte 
und  Pflichten  gegenüber  dem  Verbände  zustehen.  Diese  deutschrechtlichen 
Genossenschaften  sind  in  den  mannigfachsten  Verfassungen  ausgestaltet  und 
können  der  Förderung  der  verschiedenartigsten  Gemeinschaftszwecke  dienen. 
Unter  ihnen  aber  nehmen  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften des  Deutschen  Reiches  eine  für  das  gesamte  Volksleben  bedeu- 
tungsvolle Stellung  ein.  Sie  werden  deshalb  auch  als  Genossenschaften  im 
engeren  Sinne  oder  kurzweg  als  Genossenschaften  bezeichnet.  Für  diese 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  ist  das  zu  errichtende  Seminar 
bestimmt,  Zu  ihnen  gehören  die  städtischen  und  ländlichen  Kreditgenossen- 
schaften und  Darlehnskassenvereine,  die  Absatzgenossenschaften,  die  Roh- 
stoffgenossenschaften, die  Produktivgenossenschaften,  die  Konsumvereine  und 
mannigfache  andere  Arten  von  Genossenschaften.  Um  von  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Bedeutung,  die  ihnen  im  Leben  unseres  Volkes  zukommt, 
eine  Vorstellung  zu  geben,  sei  es  gestattet,  wenige  statistische  Zahlen  an- 
zuführen. Am  1.  Januar  1908  bestanden  im  Deutschen  Reich  26863  ein- 
getragene Genossenschaften  dieser  Art  mit  über  4300  000  Mitgliedern. 
Darunter  befanden  sich  16  106  Kreditgenossenschaften  mit  über  2  Vi  Millionen 
Mitgliedern,   3480  landwirtschaftliche  Produktivgenossenschaften  mit  über 
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283000  Mitgliedern,  unter  denen  die  Meiereigenossenschaften,  deren 
es  2978  gab,  die  bedeutsamsten  sind;  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  betrug 
259833.  Ferner  bestanden  1841  landwirtschaftliche  Rohstoffgenossenschaften 
mit  167  700  Mitgliedern  und  2111  Konsumvereine  mit  1225000  Mit- 
gliedern. In  den  Jahren  1905  bis  1909  sind  über  4000  neue  Genossen- 
schaften gegründet  worden,  hat  die  Zahl  der  Mitglieder  sich  um  mehr  als 
eine  Million  vermehrt.  Die  Mitglieder  gehören  aber  zum  größten  Teil  dem 
Mittelstande  und  bei  den  Konsumvereinen  auch  zu  einem  nicht  geringen 
Teile  dem  Arbeiterstande  an.1  Weitaus  die  meisten  Mitglieder  der  Genossen- 
schaften sind  Familienväter.  Nehmen  wir  an,  daß  zu  einem  jeden  Mitglied 
einer  Genossenschaft  nur  drei  Familienmitglieder  und  Hausangehörige  ge- 
hören, deren  Versorgung  ihm  obliegt,  so  sind  an  den  Genossenschaften  im 
Deutschen  Reich  über  17  Millionen  Menschen,  d.  h.  mehr  als  der  vierte 
Teil  des  gesamten  Volkes,  beteiligt.2 

Daß  das  Seminar  für  Genossenschaftswesen  der  Universität  Halle  an- 
gegliedert werden  soll,  ist  darin  begründet,  daß  in  unserer  Provinz  die  Ge- 
nossenschaften der  verschiedensten  Art  eine  große  Verbreitung  haben,  vor 
allem  aber  darin,  daß  das  landwirtschaftliche  Institut  der  Universität  das 
größte  ist,  das  mit  einer  Universität  verbunden  ist,  und  daß  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  in  der  Gegenwart  für  die  deutsche  Landwirt- 
schaft von  außerordentlicher  Bedeutung,  ja  ihr  unentbehrlich  geworden  sind. 
In  Verbindung  mit  den  ausgedehnten  anderweiten  landwirtschaftlichen  In- 
stituten, die  in  unserer  Stadt  ihren  Sitz  haben,  wird  das  Seminar  dazu  bei- 
tragen, der  Universität  ihren  Ruhm  zu  erhalten,  eine  der  ersten  und  vor- 
nehmsten Anstalten  für  die  wissenschaftliche  Ausbildung  der  Landwirte  zu 
sein.  Aber  das  Seminar  soll  keineswegs  nur  dem  ländlichen  Genossen- 
schaftswesen gewidmet  sein,  sondern  in  demselben  Maße  und  mit  voller 


1)  Die  angeführten  Zahlen  sind  entnommen  den  Mitteilungen  zur  deutschen  Genossen- 
schaftsstatistik für  1908,  bearbeitet  von  Dr.  A.  Petersilie,  Mitglied  des  Preuß.  Statistischen 
Landesamts  und  Leiter  der  Statistischen  Abteilung  der  Preuß.  Zentral -Genossenschaftskasse,  1910 
(Separatabdruck  aus  dem  XXXIII.  Ergänzungshefte  zur  Zeitschrift  des  Preuß.  Statistischen  Landes- 
amts). In  den  letzten  Jahren  hat  sich  die  Zahl  der  Genossenschaften  wieder  sehr  vermehrt.  Sie 
betrug  am  1.  Januar  1910  nach  dem  Jahrbuch  des  Allgem.  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
Erwerbs-  und  "Wirtschaftsgenossenschaften  für  1909,  S.  28:  29497.  Anderweite  zusammenfassende 
Angaben  liegen  noch  nicht  vor. 

2)  Diese  Angabe  kann  auf  Genauigkeit-keinen  Anspruch  machen.  In  einer  nicht  festzustellenden, 
aber  sicherlich  nicht  unerheblichen  Zahl  gehören  Mitglieder  mehreren  Genossenschaften  an  und  infolge- 
dessen sind  sie  in  der  oben  angeführten  Gesamtzahl  der  Mitglieder  mehrfach  gezählt.  Andererseits  ist 
■die  angenommene  Zahl  der  auf  ein  Mitglied  kommenden  Familien-  und  Hausangehörigen  in  vielen 
Fällen  zu  gering.  Petersilie  a.  a.  0.  S.  17  rechnet  auf  jedes  Mitglied  vier  Angehörige,  bemerkt 
aber  auch,  daß  aus  dem  angegebenen  Grund  die  daraus  sich  ergebende  Zahl  der  Personen,  die  durch 
die  Genossenschaften  wirtschaftliche  Vorteile  haben,  zu  hoch  ist. 
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Gleichberechtigung  sollen  die  anderen  Arten  der  Genossenschaften,  nament- 
lich diejenigen,  die  für  den  Handwerkerstand  und  überhaupt  den  Mittel- 
stand in  den  Städten  hestimmt  sind,  in  ihm  ihre  Pflege  und  Berücksichtigung 
linden.  Und  auch  von  einem  allgemeinen  geschichtlichen  Standpunkt  aus 
hat  die  Universität  Halle  einen  Anspruch  darauf,  daß  ihr  das  Seminar  für 
Genossenschaftswesen  angegliedert  werde.  Ist  doch  unsere  Provinz,  es  ge- 
wesen, in  der  zuerst  in  Deutschland  Genossenschaften  gegründet  worden  sind. 
Ist  doch  der  erste  Organisator  der  deutschen  Genossenschaften,  Hermann 
Schulze- Delitzsch,  ein  Kind  unserer  Provinz,  hat  er  doch  an  unserer 
Universität  seine  juristische  Ausbildung  erhalten. 

Die  Grundgedanken,  auf  denen  die  Genossenschaften  der  Gegenwart 
beruhen,  sind  allerdings  nicht  neu.  Auch  sind  schon  in  der  ersten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  Frankreich  wie  in  England  einzelne  Genossen- 
schaften begründet  worden.  Aber  die  Produktivgenossenschaften  der  Arbeiter, 
die  seit  den  dreißiger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  in  Frankreich  errichtet 
wurden,  erwiesen  sich  bald  als  lebensunfähig.  In  England  haben  im  Jahre  1844 
40  arme,  hungerleidende  Weber  in  der  Stadt  Rochdale  in  Lancashire  den 
ersten  Konsumverein  gegründet,  die  „Pochdale  Society  of  Equitable  Pioneers", 
mit  dem  wichtigen  Grundsatz,  daß  die  Gewinnverteilung  zu  erfolgen  hat  nach 
Verhältnis  des  Warenbezugs  unter  die  Käufer.  Damals  verlacht  und  verspottet, 
ist  die  Genossenschaft  der  gerechten  Pioniere  von  Rochdale  heute  eine  mächtige 
Genossenschaft  geworden,  die  13  — 14000  Mitglieder,  meist  Arbeiter,  zählt 
und  die  viele  Millionen  im  Jahre  umsetzt.  Nach  ihrem  Vorbild  sind  in  Ens:- 
land  zahlreiche  Konsumvereine  gebildet  worden,  die  auf  das  wirtschaftliche 
und  soziale  Leben  des  Landes  einen  tiefgreifenden  Einfluß  ausüben  und  zur 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  wie  zur  sozialen  Hebung  der  arbeitenden 
Klassen  in  bedeutsamer  Weise  beigetragen  haben  und  noch  beitragen. 

Aber  nicht  beeinflußt  von  diesen  Vorgängen  in  Frankreich  und  Eng- 
land hat  Hermann  Schulze  nach  dem  Scheitern  der  politischen  Hoffnungen 
im  Jahre  1849  es  als  seine  Lebensaufgabe  erkannt,  dem  Mittelstande,  nament- 
lich in  den  Städten,  vor  allem  dem  Handwerkerstande  den  Weg  zu  zeigen, 
auf  dem  seine  Mitglieder  durch  Gemeinsinn,  Selbsthilfe  und  Selbstverwaltung 
ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit  retten  und  durch.  Vereinigung  in  Ge- 
nossenschaften den  Kampf  mit  dem  kapitalistischen  Großbetrieb  aufnehmen 
können.  Durch  die  Hunger-  und  Teuerungsjahre  1846  und  1847,  durch 
die  politischen  Erschütterungen  der  Jahre  1848  und  1849  war  insbesondere 
über  den  Handwerkerstand  eine  Zeit  der  schwersten,  bitteren  Not  herein- 
gebrochen. Unter  Verkennung  der  Ursachen  dieser  Notlage  forderten  damals 
zahlreiche  Handwerker,  wie  es  leicht  verständlich  ist,  die  Aufhebung  der 
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Gewerbefreiheit,  die  Rückkehr  zum  Zunftzwang,  die  Beschränkung  der  Kon- 
kurrenz. Schulze  erkannte,  daß  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  nicht  nur 
dem  Wohlstande  des  gesamten  Volkes,  sondern  gerade  dem  Handwerker- 
stande selbst  den  größten  Nachteil  bringen  und  schwere  Wunden  schlagen 
würde.  Er  hatte  als  Richter  seiner  Vaterstadt  die  Verhältnisse  der  kleinen 
Gewerbetreibenden  aus  eigener  Erfahrung  kennen  gelernt,  er  hatte  die  steigende 
Not  miterlebt  und  er  hat  die  rechte  Form  gefunden,  in  dem  die  Erwerbs- 
stände, die  wir  heute  mit  dem  Worte  Mittelstand  zusammenfassen,  auf  ihre 
eigene  Kraft  gestützt  in  genossenschaftlicher  Vereinigung  sich  selbst  für  den 
Wettkampf  im  geschäftlichen  Leben  der  Gegenwart  sittlich  und  geschäftlich 
erziehen,  das  Kapital  sich  dienstbar  machen  und  dadurch  ihre  wirtschaft- 
liche Lage  verbessern  können.  Das  ist  das  große  Verdienst,  durch  das  sich 
Schulze  eine  bleibende  Stelle  in  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Geschichte 
des  deutschen  Volkes  errungen  und  ein  dankbares  Gedächtnis  gesichert  hat. 
Und  neben  Schulze  und  lange  Jahre  hindurch  gemeinsam  mit  ihm  war  es 
V.  A.  Hub  er,  der  von  Wernigerode  aus  durch  seine  Schriften  den  Ge- 
nossenschaften Eingang  zu  verschaffen  suchte  und  ihre  wirtschaftliche  und 
soziale  Bedeutung  wissenschaftlich  darlegte.  Der  kleine  Gewerbetreibende, 
der  kleine  Landwirt,  sie  haben  als  einzelne  nicht  genügende  Unterlagen,  um 
sich  den  Kredit  zu  verschaffen,  dessen  sie  für  ihren  Beruf  und  den  erfolg- 
reichen Betrieb  ihres  Geschäftes  bedürfen.  Für  sie  sind  die  Formen  der 
Handelsgesellschaften,  namentlich  die  Form  der  Aktiengesellschaft,  in  der 
Regel  nicht  verwertbar.  Für  sie  ist  erforderlich  eine  Personalgenossen- 
schaft, in  der  alle  Genossen  für  jeden  Genossen  und  jeder  Genosse  für 
alle  haften.  Deshalb  ist  der  oberste  Grundsatz  der  Genossenschaft  der  der 
solidaren  Haftung  aller  Mitglieder.  Dadurch  wird  die  Genossenschaft 
kreditwürdig  und  kreditfähig  und  dadurch  vermag  sie  ihren  Mitgliedern  die 
Mittel  zu  verschaffen,  deren  sie  bedürfen,  nicht  nur  um  ihre  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  zu  erhalten  und  ihren  Geschäftsbetrieb  zu  verbessern,  sondern 
auch  um  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  ihnen  als  den  Bürgern  eines  freien 
Staates  obliegen.  Als  Schulze-Delitzsch  im  Jahre  1874,  25  Jahre  nach  der 
Gründung  der  ersten  Genossenschaft,  die  Bedeutung  der  mächtig  aufgeblühten 
Genossenschaften  würdigte,  durfte  er  mit  berechtigtem  Stolze  sagen:  „Indem 
wir  die  Selbsthilfe,  die  Betätigung  der  eigenen  Kraft,  die  Verantwortlichkeit 
für  das  eigene  Geschick  als  Genossenschaftsprinzip  proklamierten,  haben  wir 
es  nicht  bloß  mit  der  materiellen  Existenz  einzelner  Volksklassen,  mit  be- 
schränkten Privatinteressen  zu  tun,  vielmehr  stehen  wir  mitten  in  der  Ge- 
samtarbeit für  die  großen  Aufgaben  unserer  Zeit.  Neben  der  Wahrung  der 
sittlichen  Fundamente  des  Verkehrs  gilt  uns  die  Genossenschaft  als  Schule 
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der  Selbstverwaltung  für '  Gemeinde  und  Staat.  Sie  hat  auch  die  soziale 
Aufgabe,  mitzuwirken  zum  Ausgleich  des  Klassenkampfs,  zu  der  Versöhnung 
zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Sie  soll  jedes  einzelne  ihrer  Mitglieder  mit 
dem  genossenschaftlichen  Geiste  erfüllen:  Mit  vereinten  Kräften  in  engem, 
brüderlichen  Zusammenschluß  den  großen  Fragen  und  Interessen  des  Menschen- 
daseins gegenüber  zu  treten." 

Im  Jahre  1849  hat  Schulze  zuerst  in  Delitzsch  eine  Rohstoff- 
genossenschaft  für  Tischler  und  eine  solche  für  Schuhmacher,  1850  einen 
Vorschußverein,  d.  h.  eine  Kreditgenossenschaft,  gegründet.  Der  weiteren 
Verbreitung  der  Genossenschaften  stellten  sich  zunächst  große  Schwierig- 
keiten entgegen.  Nicht  nur  hat  die  damalige  preußische  Regierung  der 
Gründung  und  Tätigkeit  der  Genossenschaften  polizeiliche  Hindernisse  in  den 
Weg  zu  legen  gesucht,  noch  hemmender  war  es,  daß  das  damals  geltende 
Recht  eine  für  die  Genossenschaften  geeignete  Form  nicht  darbot.  Sie 
waren  rechtlich  nur  Gesellschaften,  d.  h.  Vereinigungen  von  einzelnen  Per- 
sonen, die  nur  vertragsmäßig  verbunden  waren  und  nur  durch  Vollmachts- 
erteilung an  ihre  Vorsteher  in  höchst  unvollkommener  Weise  den  Mangel 
der  Rechtsfähigkeit  ersetzen  konnten.  In  Rechtsstreitigkeiten  waren  sie  so 
gut  wie  rechtlos.  Auch  das  im  Jahre  1861  eingeführte  Handelsgesetzbuch 
bot  keine  Abhilfe  dar,  da  dessen  Gesellschaftsformen  für  die  Genossen- 
schaften nicht  verwendbar  waren.  Trotzdem  ist  es  der  unermüdlichen,  selbst- 
losen und  aufopferungsvollen  Tätigkeit  Schulzes  gelungen,  seit  der  Mitte 
der  fünfziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Gründung  von  zahlreichen 
Genossenschaften  namentlich  in  den  Städten  von  Nord-  und  Mitteldeutsch- 
land herbeizuführen.  Schon  im  Jahre  1863  gab  es  nach  den  von  Schulze 
veröffentlichten  Angaben  in  Deutschland  1250  Genossenschaften  mit  un- 
gefähr 200000  Mitgliedern  und  einem  Geschäftsumsatz  von  120  Millionen 
Mark.  Es  ist  aber  auch  das  bleibende  Verdienst  von  Schulze,  daß  er  die 
rechtlichen  Formen  gefunden  und  entwickelt  hat,  die  der  Eigenart  der 
Genossenschaften  entsprechen.  Der  von  ihm  immer  und  immer  wieder  er- 
hobenen Forderung  nach  Erlaß  eines  besonderen  Genossenschaftsgesetzes  ist 
es  zu  danken,  daß  in  Preußen  das  auf  seinen  Grundgedanken  ruhende  Ge- 
setz über  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  im  Jahre  1867  er- 
lassen worden  ist.  Das  Gesetz  ist  dann  im  folgenden  Jahre  mit  wenigen 
Änderungen  in  das  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  umgewandelt  worden, 
das  in  den  Jahren  1871  bis  1873  auf  das  gesamte  Reich  ausgedehnt  ward. 

Um  die  Eigenart  der  Genossenschaften  zu  kennzeichnen,  gegenüber 
den  anderen  Gesellschaften,  deren  Zweck,  ebenso  wie  der  der  Genossen- 
schaften, auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist,  seien 
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nur  folgende  kurze  Bemerkungen  gestattet.  Die  Genossenschaft  ist  eine 
Korporation  mit  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl.  Sie  kann  selbständig 
Vermögen  erwerben  und  besitzen.  Die  Mitgliedschaft  aber,  das  Genossen- 
recht, kann  nur  durch  Aufnahme  erworben  werden.  Es  ist  ein  persönliches, 
nicht  übertragbares  Recht.  Das  Statut  kann  die  Voraussetzungen  für  die 
Aufnahme  bestimmen  und  dadurch  die  Bürgschaft  geben,  daß  nur  Personen 
Mitglieder  werden,  die  den  sittlichen  und  geschäftlichen  Anforderungen  der 
Genossenschaft  genügen.  Wenn  auch  jeder  Genosse  einen  Beitrag,  dessen 
Höhe  verschieden  sein  kann,  als  Geschäftsanteil  in  die  Genossenschaftskasse 
einzuzahlen  hat,  so  sind  doch  alle  Genossen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
ihres  Geschäftsanteils,  in  bezug  auf  die  Verwaltung  der  Genossenschaft 
gleichberechtigt.  In  der  Generalversammlung,  die  die  Mitglieder  des  Vor- 
stands und  des  Aufsichtsrats  zu  wählen  und  über  die  wichtigsten  Angelegen- 
heiten zu  beschließen  hat,  hat  jeder  Genosse  nur  eine  Stimme.  Der 
Charakter  der  Genossenschaft  als  einer  Personalgemeinschaft,  nicht  einer 
Vermögensgemeinschaft,  wie  die  Aktiengesellschaft  eine  solche  darstellt,  tritt 
aber  vor  allem  darin  hervor,  daß  jeder  Genosse  für  alle  Verbindlichkeiten 
der  Genossenschaft  in  gleicher  Weise  haftet.  Nach  der  strengen  Forderung 
Schulzes,  die  auch  in  die  Gesetze  von  1867  und  1868  Aufnahme  ge- 
funden hat,  hatte  jeder  Genosse  mit  seinem  gesamten  Vermögen  zu  haften. 
Die  unbeschränkte  Solidarhaft  sollte  die  Grundlage  einer  jeden  Ge- 
nossenschaft sein.  Jeder  Genosse  soll  seine  gesamte  vermögensrechtliche 
Persönlichkeit  für  die  Genossenschaft  einsetzen.  Die  Erfahrungen,  die  bei 
immer  größerer  Ausbreitung,  der  Genossenschaften,  insbesondere  bei  ihrer 
Aufnahme  durch  die  ländliche  Bevölkerung  gemacht  wurden,  ließen  nach 
zwei  Jahrzehnten  eine  Revision  des  Gesetzes  erforderlich  erscheinen.  Da- 
durch sind  aber  die  wesentlichen  Grundlagen  des  Gesetzes  nicht  verändert 
worden.  Aus  ihr  ist  das  Reichsgesetz  vom  1.  Mai  1889  hervorgegangen. 
Das  neue  Gesetz  hat  neben  den  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftung 
der  Genossen  auch  solche  zugelassen,  in  denen  die  Genossen  nicht  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen,  sondern  nur  mit  einem  in  dem  Statut  festgesetzten  Be- 
trage haften.  Auch  Schulze  hat  in  seinen  letzten  Lebensjahren  —  er  ist 
1883  gestorben  —  anerkannt,  daß  die  gesamte  Entwicklung  die  Zulassung 
von  Genossenschaften  mit  derartiger  beschränkter  Haftung  der  Genossen 
notwendig  mache.  Das  Gesetz  von  1889  hat  ferner  vorgeschrieben,  was 
allerdings  bisher  die  meisten  Genossenschaften  schon  aus  eigenem  Antrieb 
getan  hatten,  daß  die  Einrichtungen  und  die  Geschäftsführung  der  Genossen- 
schaft in  allen  Zweigen  der  Verwaltung  mindestens  in  jedem  zweiten  Jahre 
der  Prüfung  durch  einen  der  Genossenschaft  nicht  angehörigen  sachverstän- 
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digeü  Revisor  unterworfen  werden.  Die  Genossenschaften  können  sieh  zu 
Revisionsverbänden  vereinigen.  Der  Revisionsverband  hat  das  Recht,  den 
Revisor  zu  bestellen.  Weitaus  die  meisten  Genossenschaften  sind  einem 
Revisionsverband  beigetreten.  Die  dritte  wichtige  Neuerung  des  Gesetzes 
von  1889  bestand  darin,  daß  hiernach  auch  die  Bildung  von  Genossen- 
schaften zulässig  ist,  deren  Mitglieder  selbst  Genossenschaften  sind,  von 
Zentralgenossenschaften  oder  Genossenschaftsverbänden.  Ich  werde  hierauf 
in  einem  anderen  Zusammenhange  noch  einzugehen  haben. 

Das  Gesetz  ist  später  noch  einmal  einer  Revision  unterzogen  worden, 
wesentlich  um  es  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  in  Übereinstimmung 
zu  bringen.  Es  steht  jetzt  in  Geltung  in  der  Form  des  Gesetzes  vom 
20.  Mai  1898. 

Indes  ich  bin  damit  der  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  in 
Deutschland  vorausgeeilt.  Hatte  Schulze  hauptsächlich  die  Genossen- 
schaften in  den  Städten  für  die  Handwerker  und  den  städtischen  Mittel- 
stand begründet  und  verbreitet,  sind  aus  seiner  Tätigkeit  insbesondere  die 
städtischen  Kreditgenossenschaften  und  Konsumvereine  hervorgegangen,  so 
hat  in  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  ein  anderer  Mann 
den  Gedanken  der  Genossenschaft  in  die  ländliche  Bevölkerung  getragen 
und  ihm  dort  den  Boden  bereitet,  ein  Mann,  der  in  der  Geschichte  der 
deutschen  Genossenschaften  Schulze  ebenbürtig  zur  Seite  steht.  Es  ist 
dies  F.W.  Raiffeisen.  Wie  Schulze  hat  auch  Raiffeisen,  ein  Westfale 
—  er  ist  1818  in  Hamm  geboren  — ,  in  der  bitteren  Not,  unter  der  in 
den  Jahren  1848  und  1849  das  Volk  zu  leiden  hatte,  eine  Hilfe  gesucht 
in  der  Gründung  von  Kreditvereinen,  von  Darlehnskassen.  Als  Land- 
bürgermeister in  der  ärmsten  Gegend  des  Westerwaldes  hat  er  zuerst  im 
Jahre  1849  zu  Flammersfeld  eine  solche  Kasse  gegründet.  Namentlich  aber 
seit  er  1852  Bürgermeister  in  Heddesdorf  bei  Neuwied  geworden  war,  hat 
er  der  Gründung  und  Förderung  der  Genossenschaften  seine  Lebenstätigkeit 
gewidmet.  Allerdings,  die  ersten  von  ihm  gegründeten  Vereine  hatten  noch 
mehr  den  Charakter  von  Wohltätigkeits vereinen  als  von  Genossenschaften. 
Erst  in  den  sechziger  Jahren  hat  er,  nicht  ohne  von  den  Gedanken 
Schulzes  und  Hubers  beeinflußt  zu  sein,  aber  doch  in  selbständiger  Ge- 
staltung, der  Entwicklung  der  Genossenschaften  neue  Bahnen  gewiesen.  Die 
Genossenschaften  hatten  bisher  bei  der  ländlichen  Bevölkerung,  bei  den 
Bauern,  keinen  rechten  Eingang  gefunden,  wenn  auch  zahlreiche  Gutsbesitzer 
den  städtischen  Kreditgenossenschaften  als  Mitglieder  beigetreten  waren.  Wie 
Schulze  mit  den  Verhältnissen  der  kleinen  und  mittleren  Städte  vertraut 
war  und  deren  Bedürfnisse  kannte,  so  stand  Raiffeisen  der  ländlichen 
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Bevölkerung  nahe.  Er  kannte  aufs  genaueste  ihre  Verhältnisse  und  ver- 
stand die  Sprache  zu  reden,  die  dem  Bauern  nicht  nur  verständlich  ist, 
sondern  auch  zu  Herzen  geht.  Er  war  erfüllt  von  einem  hohen  Idealismus, 
einem  sittlich -religiösen  Pathos  und  doch  nüchtern  genug,  um  den  festen 
Boden,  den  jedes  geschäftliche  Unternehmen  haben  muß,  nicht  zu  verlassen. 
Sein  Grundgedanke  besteht  —  im  Unterschiede  von  den  Genossenschaften 
nach  dem  Muster  Schulzes  —  darin,  daß  die  einzelne  Genossenschaft,  der 
Darlehnskassenverein  —  wie  er  sie  nennt  — ,  sich  zu  beschränken  hat  auf 
die  Bewohner  eines  Dorfes  oder  höchstens  weniger,  in  nächster  Nachbar- 
schaft liegender  Dörfer.  Der  einzelne  Darlehnskassenverein  soll  die  Ge- 
nossenschaft der  ländlichen  .Nachbarn  sein,  die  sich  gegenseitig  kennen  und 
sich  gegenseitig  vertrauen.  Sie  soll,  wie  man  gesagt  hat,  die  wirtschaftliche 
Dorfeinheit  darstellen.  Deshalb  soll  die  Genossenschaft  nicht  bezwecken, 
für  die  einzelnen  Mitglieder  einen  Gewinn  in  der  Form  einer  Dividende  zu 
erzielen,  sondern  der  Gewinn  soll  zu  einem  gemeinschaftlichen,  der  Ver- 
fügung der  einzelnen  Mitglieder  entzogenen  Genossenschaftsvermögen,  einem 
Stiftungsfonds,  angesammelt  werden,  der,  soweit  er  nicht  als  Reservefonds 
dient,  zu  gemeinnützigen  Zwecken  für  das  Dorf  verwandt  werden  soll,  der 
aber  auch  die  Möglichkeit  gibt,  in  Notfällen  einzelne  Mitglieder  durch  Ge- 
währung eines  langjährigen  billigen  Kredits  vor  dem  wirtschaftlichen  Unter- 
gang zu  retten.  Im  Gegensatz  zu  den  Kreditgenossenschaften  der  Städte 
soll  der  ländliche  Darlehnskassenverein  seinen  Mitgliedern  überhaupt  nicht 
Darlehen  auf  kurze  Zeit,  auf  wenige  Monate  gewähren,  die  dem  Bauern 
nichts  nützen,  sondern  auf  mehrere  Jahre,  um  es  ihm  zu  ermöglichen,  sich 
aus  der  Hand  der  Wucherer  zu  befreien.  Der  Darlehnskassenverein  soll 
aber  nicht  nur  eine  Kreditgenossenschaft  sein,  er  soll  nach  dem  Gedanken 
Raiffeisens  auch  eine  ländliche  Genossenschaft  sein,  die  die  Bauernschaft 
vereinigt  zum  gemeinschaftlichen,  genossenschaftlichen  Betrieb  aller  der  Ge- 
schäfte, die  ihrer  Natur  nach  einen  genossenschaftlichen  Betrieb  zulassen, 
so  zum  gemeinsamen  Einkauf  der  für  die  Landwirtschaft  erforderlichen  Be- 
darfsgegenstände, wie  Futtermittel,  Düngemittel,  Brennmaterial  usw.,  ferner 
zum  gemeinschaftlichen  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  zur 
Anschaffung  und  zum  Betrieb  landwirtschaftlicher  Maschinen  usw. 

Auch  der  Darlehnskassenverein  Raiffeisens  ist  aufgebaut  auf  den 
Grundsätzen  der  Selbsthilfe  und  Solidarhaft  der  Mitglieder.  Aber  das 
schließt  nicht  aus,  daß  die  Mitglieder  der  anderen,  der  höhergebildeten  Stände, 
daß  insbesondere  die  Pfarrer,  die  Lehrer,  die  Gemeindebeamten  wie  die 
Großgrundbesitzer  ihre  hilfreiche  Hand  reichen,  um  solche  Dorfgenossen- 
schaften zu  gründen  und  an  der  Leitung  und  Verwaltung  sich  beteiligen. 
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In  einer  solchen  Wirksamkeit  in  der  ländlichen  Genossenschaft  sah  Raiff- 
eisen  die  praktische  Betätigung  des  Christentums.  „Hiermit",  sagte  er, 
„wird  den  besitzenden  Klassen  ein  weites  Feld  der  christlichen  Liebestätig- 
keit geboten.  Sie  wirkt  zugleich  brüderlich  mit  ihren  hilfsbedürftigen  Nach- 
barn zusammen  zu  dejen  sowie  zu  der  gemeinsamen  Wohlfahrt.  Dankbar- 
keit und  gegenseitige  Zuneigung  und  somit  der  soziale  Friede  müssen  und 
werden  die  natürliche  Folge  sein." 

Aber  Jahrzehnte  hat  es  gedauert,  ehe  diese  Grundgedanken  der  länd- 
lichen Genossenschaft  in  dem  Bauernstande  Wurzel  geschlagen  haben.  Dann 
aber  haben  sie  eine  staunenswerte  Triebkraft  gezeitigt,  Raiffeisen  war  es 
nicht  vergönnt,  den  vollen  Sieg  seiner  Ideen  zu  erleben.  Als  er  im  Jahre 
1888  starb,  belief  sich  die  Zahl  der  Darlehnskassen vereine,  die  ihm  sich 
angeschlossen,  trotz  der  Hilfe,  die  er  vielfach  gefunden,  nur  auf  ungefähr 
400,  die  hauptsächlich  in  den  Rheinlanden  gegründet  Avorden  waren.  Auch 
hatte  es  sich  schon  gezeigt,  daß  die  von  ihm  angestrebte  einheitliche  Organi- 
sation aller  ländlichen  Genossenschaften  sich  nicht  erreichen  lasse.  Die 
Erfahrung  hatte  gelehrt,  daß  es  nicht  überall  zweckmäßig  ist,  den  Darlehns- 
kassenverein  zu  einer  Genossenschaft  für  alle  genossenschaftlichen  Unter- 
nehmungen eines  oder  mehrerer  Dörfer  zu  machen.  Es  bildeten  sich  be- 
sondere Molkereigenossenschaften,  besondere  Ein-  und  Verkaufsgenossen- 
schaften usw.,  die  sich  zu  besonderen  Verbänden  zusammenschlössen.  Sodann 
aber  sollten  nach  dem  Plane  Raiffeisens  alle  Darlehnskassenvereine  in 
einem  streng  zentralisierten  Verbände  sich  vereinigen,  der  in  einer  landwirt- 
schaftlichen Zentraldarlehnskasse  in  Neuwied  (jetzt  in  Berlin),  einer  Aktien- 
gesellschaft, seinen  Mittelpunkt  für  den  Geldausgleich  und  die  Kredit- 
vermittelung finden  sollte.  Auch  hiergegen  sträubten  sich  zahlreiche 
Genossenschaften,  die  im  Jahre  1883  sich  von  Raiffeisen  in  Neuwied 
trennten  und  einen  eigenen  Verband  bildeten.  Dieser  Verband  hat  sich, 
wie  gleich  hier  bemerkt  sein  mag,  1903  zu  dem  Reichsverband  der  deutschen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  erweitert.  Nach  langen  Verhandlungen 
ist  es  im  Jahre  1905  gelungen,  eine  Vereinigung  herbeizuführen.  Die  in 
dem  Neuwieder  General  verband  vereinten  Genossenschaften  sind,  wenn  auch 
unter  Wahrung  ihrer  Eigenart,  dem  Reichsverband  beigetreten.  Er  umfaßte 
im  Jahre  1908  17  630  Genossenschaften1  mit  1600000  Mitgliedern.  Nur 
einige  kleinere  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  haben  sich  ihm  noch 
nicht  angeschlossen.  Diese  außerordentliche,  von  Jahr  zu  Jahr  steigende 
Zunahme  ländlicher   Genossenschaften,    ihre  Verbreitung  in   allen  Teilen 


1)  Ihre  Zahl  war  itn  Jahre  1910  auf  18962  gestiegen. 
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Deutschlands  hat  vor  etwa  20  Jahren  begonnen,  in  der  Zeit,  als  die  deutsche 
Landwirtschaft  unter  dem  Drucke  niedriger  Getreidepreise  alle  Kräfte  auf- 
bieten  mußte,  um  die  ihr  drohenden  Gefahren  abzuwenden.  Für  die  Ent- 
wicklung und  den  Aufschwung  der  ländlichen  Genossenschaften  war  es  be- 
deutungsvoll, daß  das  Gesetz  von  1889  die  Gründung  von  Genossenschaften 
zuließ,  deren  Mitglieder  selbst  wieder  Genossenschaften  sind.  Den  größeren 
städtischen  Genossenschaften,  die  nach  dem  Systeme  Schutzes  organisiert 
sind,  war  es  durch  ihre  Einrichtungen,  die  mehr  und  mehr  einen  bank- 
mäßigen Charakter  annahmen,  ermöglicht,  einer  großen  Privatbank  sich  an- 
zuschließen und  durch  deren  Vermittelung  ihre  Kreditbedürfnisse  auf  dem 
Geldmarkt  zu  befriedigen.  Ganz  anders  die  örtlichen  ländlichen  Genossen- 
schaften wie  auch  die  kleineren  Genossenschaften  in  den  Städten.  Die  einzelne 
Genossenschaft  ist  zu  schwach,  um  in  der  ihr  angemessenen  Form  und  zu 
einem  angemessenen  Zinsfuß  den  erforderlichen  Kredit  zu  erhalten.  Für 
sie  ist  der  Zusammenschluß  zu  Zentralgenossenschaften  geboten,  deren  Mit- 
glieder sie  selber  sind  und  deren  Kredit  sich  auf  die  Haftung  aller  ihr  an- 
gehörigen  Genossenschaften  gründet.  Die  aus  Genossenschaften  bestehende 
Zentralgenossenschaft  eröffnet  erst  den  Einzelgenossenschaften  den  Zugang  zu 
dem  großen  Geldmarkt.  Um  den  Genossenschaften  die  Erreichung  dieses 
Zieles  zu  erleichtern,  ist  in  Preußen  im  Jahre  1895  die  Zentral- Genossenschafts- 
kasse, die  sogenannte  Preußenkasse,  gegründet  worden,  ein  staatliches  Institut, 
das  berufen  ist  den  Zentralgenossenschaften  und  durch  deren  Vermittelung 
den  Einzelgenossenschaften  den  notwendigen  Kredit  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Mit  einem  Kapital  von  5  Millionen  Mark  begründet,  hat  sich  ihr  Geschäfts- 
verkehr derart  ausgedehnt,  daß  die  Einlage  des  Staates  nach  und  nach 
auf  75  Millionen  Mark  erhöht  werden  mußte.  Der  Gesamtumsatz  der 
Zentral- Genossenschaftskasse,  der  schon  im  ersten  Jahre  nach  ihrer  Gründung 
eine  Milliarde  überstiegen  hatte,  ist  im  Jahre  1909  bis  auf  15  Milliarden 
198  Millionen  Mark  angewachsen. 

Nur  mit  wenigen  Worten  sei  es  noch  gestattet  darauf  hinzuweisen, 
daß  noch  eine  andere  Art  der  Genossenschaften,  die  Konsumvereine,  in 
den  beiden  letzten  Jahrzehnten  in  Deutschland  eine  immer  wachsende  Ver- 
breitung und  Bedeutung  erlangt  haben.  In  ihnen  haben  insbesondere  die 
gewerblichen  Arbeiter  ein  Mittel  gefunden,  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  ver- 
bessern, aber  ihnen  dient  die  Genossenschaft  des  Konsumvereins  auch  zu 
einer  Schulung  für  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit.  Während  im  Jahre 
1890  in  Deutschland  nur  984  Konsumvereine  mit  215  000  Mitgliedern 
gezählt  wurden,  war  ihre  Zahl  im  Jahre  1908  auf  2111  gestiegen,  die 
Zahl  ihrer  Mitglieder  auf  1225000. 
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So  ist  die  genossenschaftliche  Organisation  in  Deutschland  in  dein 
letzten  halben  Jahrhundert  zu  einem  mächtigen,  früchtereichen  Raum  empor- 
gewachsen, dessen  Aste  sich  weit  ausdehnen  über  das  wirtschaftliche1  und 
soziale  Leben  des  Volkes.  Und  diese  bedeutungsvolle  Organisation  ist  bis- 
her in  dem  Lehrplan  unserer  Universität  nur  nebenbei  und  gelegentlich 
berücksichtigt  worden.  Und  doch  ist  die  wissenschaftliche  Untersuchung 
dieser  großen  und  vielverzweigten  Organisation  nicht  nur  eine  wichtige  Auf- 
gabe der  Volkswirtschaftslehre  wie  der  Rechtswissenschaft,  sondern  es  ist 
auch  für  eine  fruchtbare  und  segensreiche  Weiterentwickelung  des  Genossen- 
schaftswesens erforderlich,  daß  den  Männern,  die  in  der  Gründung  und 
Leitung  der  Genossenschaften  sich  zu  betätigen  haben,  die  Möglichkeit  ge- 
geben werde,  sich  die  hierzu  erforderliche  wissenschaftliche  Vorbildung  zu 
verschaffen.  Es  handelt  sich  darum,  das  Wesen  und  das  Recht  der  Ge- 
nossenschaften zu  erkennen,  die  Bedingungen  ihrer  Organisation,  ihrer 
Wirksamkeit,  ihrer  Lebensfähigkeit  und  damit  auch  che  Grenzen  ihrer  An- 
wendbarkeit und  ihres  Gedeihens  zu  untersuchen.  So  groß  das  Gebiet  ist, 
auf  dem  die  Genossenschaft  eine  segensreiche  Tätigkeit  auszuüben  vermag, 
wenn  sie  richtig  organisiert  und  sachverständig  geleitet  wird,  so  enthält  doch 
auch  die  Genossenschaft  nicht  ein  Allheilmittel  für  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Schäden,  mit  denen  unser  Volk  zu  kämpfen  hat.  Den  Gedanken, 
durch  Produktivgenossenschaften  der  Arbeiter  eine  völlige  Umgestaltung 
unserer  rechtlichen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Klassen  des  Volkes  zueinander  herbeizuführen,  hat  längst  die  Erfahrung  als 
eine  Utopie  erwiesen.  Auch  ist  die  Rechtsform  der  Genossenschaft  als 
einer  Personalgemeinschaft  überall  da  ungeeignet,  wo  es  sich  um  Ausführung 
großer  Unternehmungen  handelt,  die  eines  bedeutenden  und  festbestimmten 
Kapitals  bedürfen,  um  eine  sichere,  von  dem  Wechsel  und  der  Kredit- 
fähigkeit der  einzelnen  Personen  unabhängige  Grundlage  zu  haben.  Auch 
die  wirtschaftliche  Notlage,  in  der  sich  zahlreiche  Handwerker  befinden, 
wird  die  Genossenschaft  nicht  immer  beseitigen  können.  Aber  den  lebens- 
kräftigen Handwerken  —  und  deren  Zahl  ist  zum  Glück  noch  eine  sehr 
große  —  vermag  die  Genossenschaft  in  ihrem  Kampfe  gegen  den  Groß- 
betrieb Hilfe  zu  bringen,  indem  sie  dem  einzelnen  Handwerksmeister  es 
ermöglicht,  durch  Anschluß  an  die  Genossenschaft  seine  Selbständigkeit  zu 
behaupten.  In  den  ihrer  Wirksamkeit  gezogenen  Grenzen  haben  die  Ge- 
nossenschaften eine  große  Aufgabe  zu  erfüllen.  Indem  sie  den  Erwerb  und 
die  Wirtschaft  ihrer  Mitglieder  durch  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
fördern,  sind  sie  zugleich  eine  Schule  des  Gemeinsinns,  der  Selbsttätigkeit, 
der  Selbstverantwortlichkeit. 


Bekanntmachung  der  Urteile  über  die  eingegangenen 
Preisarbeiten  und  der  neuen  Aufgaben. 


Von  den  beiden  von  der  theologischen  Fakultät  gestellten  Aufgaben  ist  nur 
die  eine  mit  dem  Thema: 

„Wicherns  Gedanken  über  das  Verhältnis  der  Inneren  Mission  tur 
organisierten  Kirche,  besonders  zum  kirchlichen  Amt  sollen  dargestellt 
und  beurteilt  werden" 
einmal  bearbeitet  worden. 

Die  eingereichte  Arbeit  trägt  das  Kennwort: 
„Galater  6,  10." 

Den  Fleiß  und  die  Richtigkeit  der  Wiedergabe  der  Wichernschen  Gedanken 
in  dieser  Abhandlung  anerkennend,  vermißt  die  Fakultät  doch  eine  im  strengeren 
Sinn  wissenschaftliche  Darstellung  und  eine  eindringende  Beurteilung.  Sie  vermag 
daher  der  Arbeit,  der  sie  gegebenenfalls  ein  Akzessit  zugebilligt  hätte,  den  Preis 
nicht  zu  erteilen. 

Die  Aufgabe  der  juristischen  Fakultät  ist  nicht  bearbeitet  worden. 

Die  von  der  medizinischen  Fakultät  gestellte  Aufgabe: 

„Gehen  Antikörper  von  der  Mutter  intra-uterin  auf  das  Kind  über?" 
hat  unter  dem  Motto: 

„Wohlauf  und  an!    Ich  hab's  getan.    Es  reut  mich  nit!" 
eine  Bearbeitung  gefunden. 

Die  Arbeit  beginnt  mit  einer  kurzen  Übersicht  über  die  bisherige  Literatur, 
die  allerdings  nicht  ganz  vollständig  genannt  werden  kann.  Besonders  ausführlich 
berichtet  Verfasser  über  eine  Arbeit  von  Polano,  welche  sich  mit  dem  Übergang  von 
Tetanus -üiphtherieantitoxin  beschäftigt. 

Die  eigenen  Versuche  des  Verfassers  stellen  im  wesentlichen  eine  Nachprüfung 
der  Untersuchungen  Polanos  dar.  Dabei  bemüht  sich  Verfasser,  die  gegen  Polano 
erhobenen  Einwände  experimentell  auszuschalten.  Wünschenswert  wäre  es  gewesen, 
daß  er  diese  Einwände  ganz  kurz  zusammengefaßt  dem  Leser  vorgeführt  hätte.  Trotz 
dieses  Mangels  aber  muß  hervorgehoben  werden,  daß  der  Verfasser  mit  großem  Ver- 
ständnis danach  gestrebt  hat,  die  Fehlerquellen  auszuschalten  und  Kontrollversuche 
anzustellen. 

Der  Verfasser  arbeitete  mit  dem  bekanntlich  völlig  ungefährlichen  Tetanus- 
Diphtherieantitoxin  an  weißen  Mäusen  resp.  Meerschweinchen.  Sicher  verwertbar  sind 
von  seinen  Versuchen  3,  vielleicht  5.    Sie  sind  unter  Anwendung  aller  Kontrollen 
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ausgeführt  worden.  Die  Fakultät  bedauert,  daß  die  Zahl  der  beweisenden  Versuche 
nicht  größer  ist;  sie  kann  aber  nicht  verkennen,  daß  die  kurze  Zeit,  die  dem  Ver- 
fasser zur  Verfügung  stand,  hierbei  berücksichtigt  werden  muß.  Das  gleichmäßige 
Resultat  der  verwertbaren  Versuche  muß  als  hinreichender  Beweis  gelten. 

Damit  hat  die  Arbeit  ein  Ergebnis,  welches*die  Fakultät  veranlaßt,  dem  Ver- 
fasser den  Preis  zuzuerkennen. 

Verfasser  ist:  cand.  med.  Hugo  Kretschmann  aus  Plötzkau,  Anhalt. 

Von  den  von  der  philosophischen  Fakultät  gestellten  vier  Preisaufgaben, 
zwei  außerordentlichen  und  zwei  ordentlichen,  ist  nur  eine  außerordentliche,  und 
zwar  die  physikalische: 

,,  Unsere  Kenntnisse  von  den  flüssigen  Kristallen  sind  in  irgend 
einer  Richtung,  experimentell  oder  theoretisch,  zu  erweitem" 
einmal  bearbeitet  worden. 

Die  Arbeit  trägt  das  Kennwort: 
„Flavia  qei." 

Der  Verfasser  behandelt  die  natürliche  Drehung  der  Polarisationsebene  in 
flüssigen  Kristallen,  und  zwar  in  Anisalamino-a-methylzimtsäure-aktiv-amylester  und 
Anisalaminozimtsäure  -  aktiv  -  amylester. 

Die  Substanz  wurde  zwischen  Planparallelgläsern  geschmolzen  und  die  geringe 
Dicke  der  Schicht  —  etwa  Yioo  mm  —  durch  ein  spektralanaiytisches  Verfahren  ermittelt. 

Die  Drehung  der  Polarisationsebene  wurde  für  rotes,  gelbes,  grünes  und  blaues 
Licht  mit  einem  sinnreichen,  vom  Verfasser  selbst  erfundenen  Apparat  gemessen;  der 
Betrag  dieser  Drehung  zeigte  sich  von  mechanischen  Einwirkungen,  der  Dauer  der 
Erwärmung  und  anderen  Umständen  abhängig,  so  daß  die  gewonnenen  Zahlen  nicht 
die  Bedeutung  physikalischer  Konstanten  besitzen. 

Die  erstgenannte  Substanz  ergab  für  Blau  spezifische  Drehungen  bis  21500°, 
also  400 mal  soviel  als  der  bereits  stark  drehende  Quarz;  Rot,  Gelb  und  Grün  wiesen 
untereinander  nur  geringe  Unterschiede  auf. 

Die  zweite  Substanz  besitzt  anomale  Rotationsdispersion;  Grün  und  Gelb  unter- 
scheiden sich  nur  wenig,  Rot  wird  viel  stärker  gedreht,  Blau  noch  mehr. 

Auch  ein  Gemisch  beider  Substanzen  hat  der  Verfasser  behandelt. 

Die  mit  Sorgfalt  und  Geschick  durchgeführte  schwierige  Untersuchung  erweitert 
unsere  Kenntnisse  der  optischen  Eigenschaften  flüssiger  Kristalle  in  anerkennens- 
werter Weise. 

Die  Abhandlung  ist  von  der  Fakultät  des  vollen  Preises  für  würdig  befunden  worden. 
Verfasser  ist:  stud.  math.  et  nat.  Heinrich  Franke  aus  Kiel,  wohnhaft  in 
Freienwalde  a.  O. 

Die  von  der  philosophischen  Fakultät  auf  Grund  der  Satzungen  der  Dr.  Paul 

Parey- Stiftung  gestellte  Preisaufgabe: 

„Es  ist  au  den  Metacarpalknochen  der  Equiden  zu  untersuchen, 
inwieweit  bezüglich  der  Strukturverhältnisse  Unterschiede  an  den 
Knochen  hochgezüchteter  und  sogenannter  Kcdt  -  Blut  -  Pf  erde  fest- 
zustellen sind" 

ist  ebenfalls  einmal  bearbeitet  worden. 
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Diese  Arbeit  trägt  das  Motto: 

„Aequam  memento  rebus  in  arduis  servare  meutern  

Horatii  carrnina." 

Der  Verfasser  hat  die  Aufgabe  mit  nicht  gewöhnlichem  Fleiß  und  großer  Selb- 
ständigkeit des  Gedankenganges,  unter  Zuhilfenahme  eigener,  von  ihm  ersonnener 
Methoden  und  eigens  für  den  gedachten  Zweck  konstruierter  Instrumente  wesentlich 
auf  physikalischem  Wege  und  durch  mikrometrische  Messungen  zu  lösen  sich  be- 
strebt. Die  Arbeit  hat  sehr  erfreuliche  Ergebnisse  gezeitigt  und  die  Frage  nach  dem 
Unterschied  zwischen  den  Metacarpen  der  Diluvial-  und  Steppenpferde  ihrer  end- 
gültigen Lösung  zugeführt;  sie  darf  deshalb  auf  bleibenden  Wert  Anspruch  erheben. 

Auf  Grund  dieses  Ergebnisses  hat  die  Fakultät  dem  Verfasser  den  vollen  Preis 
der  Parey- Stiftung  von  500  Mark  zuerkennen  können. 

Verfasser  ist:  Dr.  phil.  Heinz  Henseler  aus  Euskirchen,  Assistent  am  land- 
wirtschaftlichen Institut  unserer  Universität. 

Schließlich  hat  die  juristische  Fakultät  aus  der  Dr.  Paul  Schmidt- Stiftung 
noch  einen  Preis  zu  vergeben,  der  einer  besonders  guten  juristischen  Doktordisser- 
tation des  letzten  Jahres  zufallen  soll.  Die  Fakultät  hat  beschlossen,  den  diesjährigen 
Preis  der  Inauguraldissertation  zu  verleihen,  welche  das  Thema: 

„Die  Vergabung  von  Todeswegen  im  Gebiete  des  Magdeburger  Stadt- 
rechtes" 

behandelte. 

Der  Verfasser  hat  die  von  ihm  übernommene  Aufgabe,  der  sich  bisher  niemand 
in  gleichem  Umfange  unterzogen  hat,  unter  Bewältigung  eines  umfassenden  Quellen- 
materials mit  einem  Fleiße,  einer  Sorgfalt  und  einem  Geschick  bearbeitet,  die  große 
Anerkennung  verdienen.  Der  Untersuchung  darf  ein  selbständiger  wissenschaftlicher 
Wert  beigemessen  werden. 

Verfasser  war  Referendar  R.  Müller  aus  Halle  a,  S. 


Für  das  Jahr  1911  werden  folgende  Preisaufgaben  gestellt: 
I.  von  der  theologischen  Fakultät: 

a)  als  außerordentliche  die  vorjährige: 

„Die  Lehre  Melanchthons  von  der  justifteatio  in  ihrer  geschichtlichen 
En  twicklm  ig  verfolgt. " 

b)  neu: 

„Der  Begriff  der  Persönlichkeit  ist  erst  seit  dem  18.  Jahrhundert 
auf  Gott  angewendet  worden.  Unter  Berücksichtigung  besonders 
der  religiösen  Gesichtspunkte  für  seine  Ablehnung,  wie  sie  uns  %.  B. 
bei  den  Mystikern  des  Mittelalters,  bei  Schleiermacher,  Biedermann 
und  anderen  begegnen,  ist  die  Berechtigung  seiner  Anwendung  biblisch 
xu  begründen  und  dogmatisch  zu  rechtfertigen." 


II.  von  der  juristischen  Fakultät: 

a)  als  außerordentliche  die  vorjährige: 

,,  Das  Remboursgeschäft." 

b)  neu: 

„Der  Inhalt  des  Stellenvermittlergesetxes  von/  2.  Juni  1910  ist 
systematisch  darzustellen  und  zu  erörtern:* 

III.  von  der  medizinischen  Fakultät: 

„Es  soll  auf  dem  Wege  des  Versuchs  festgestellt  werden,  ob  der  Ab- 
lauf gewisser  typischer  Infektionen,  wie  mit  Tetanusbaxillen,  mit 
Pneumokokken  u.s.f,  und  die  Entwicklung  überimpfter  Geschwülste 
bei  kleinen  Versuchstieren  durch  den  Aufenthalt  in  künstlich,  rer- 
änderten Luftgemischen  beeinflußt  wird.'1 

IV.  von  der  philosophischen  Fakultät: 

a)  als  außerordentliche: 

1.  an  Stelle  der  vorjährigen  englischen  eine  kunsthistorische: 
,,Die  Kunstwerke  in  der  Schloßkirche  xu  Wittenberg  im  16.  Jahr- 
hundert." 

Es  ist  nach  den  literarischen  Quellen  ein  Verzeichnis  der  im 
16.  Jahrhundert  in  der  Kirche  vorhandenen  Gemälde,  Skulpturen  und 
kunstgewerblichen  Gegenstände  aufzustellen  und  zu  untersuchen, 
was  von  denselben  heute  noch  dort  oder  an  anderen  Orten  er- 
halten ist. 

2.  an  Stelle  der  vorjährigen  geologischen  eine  philosophische: 

„Der  Theodixeegedanke  in  der  neueren  Stoa." 

b)  neu: 

1.  eine  historische: 

„Die  neueren  Ansichten  über  die  deutsche  Königswahl  und  den 
Ursprung  des  Kurf  irr stenkollegiums  sind,  darzustellen  und  zu 
prüfen.11 

2.  eine  staatswissenschaftliche: 

„Der  Einfluß  des  Steigens  der  Lebensansprüche  in  den  unteren 
Volksklassen  auf  die  Volkswirtschaft." 

Zu  untersuchen  ist,  wie  die  Produktion  durch  die  Hebung  des 
Standard  of  life  beeinflußt  wird,  wie  sie  zur  Milderung  der  Krisen, 
zur  Erhöhung  des  Wohlstandes  und  damit  zur  Förderung  der  ganzen 
Kultur  beitragen  kann. 

Durch  Beispiele  die  tatsächliche  Entwicklung  der  Lebenshaltung 
des  Arbeiters  auf  deutschem  Boden  in  dem  letzten  Dezennium  zu 
verfolgen,  ist  dem  Verfasser  anheimgegeben,  aber  nicht  verlangt. 


Die  Preise  betragen  je  150  Mark. 
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Endlich  stellt  die  philosophische  Fakultät  auf  Grund  der  Dr.  Paul  Parey- 
Stiftung  folgende  Aufgabe: 

„Die  physikalischen  Eigenschaften  einiger  der  in  neuerer  Zeit  be- 
kannt gewordenen  kristallinisch- flüssigen  Substanzen  sollen  unter- 
sucht werden.11 

Der  Preis  beträgt  100  — 500  Mark. 

Die  Aufgaben  sind  sämtlich  in  deutscher  Sprache  zu  bearbeiten. 
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